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1 Ausgangslage

Am 12. März 2019 wurde das Postulat 19.3086 von Philippe Nantermod «Sozialversicherungen. Vorteile 
einer Langzeitnachbetreuung prüfen» mit folgendem Wortlaut eingereicht: «Der Bundesrat wird beauf-
tragt, die Vorteile einer Langzeitnachbetreuung ("suivi post-réhabilitation à long terme", Spralt) zu prüfen. 
Darunter versteht man eine Betreuung durch körperliche Aktivitäten, die auf Menschen mit Querschnitts-
lähmung zugeschnitten sind. Im Bericht sollen die Vorteile dieser Programme für die betroffenen Perso-
nen sowie die finanziellen Folgen einer Kostenübernahme durch die Sozialversicherungen (Unfallversi-
cherungsgesetz (UVG), Krankenversicherungsgesetz (KVG) usw.) dargestellt werden». Am 21. Juni 
2019 hat der Nationalrat das Postulat angenommen.

Wie in seiner Stellungnahme vom 22. Mai 2019 angekündigt, ist der Bundesrat bereit, die Einordnung 
und Finanzierungsvoraussetzungen betreffend SPRALT im Rahmen der Sozialversicherungen in einem 
Kurzbericht darzulegen. Die Evaluation von einzelnen Leistungen, die zulasten der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung (OKP) oder Unfallversicherung (UV) abgerechnet werden sollen, muss im Rah-
men eines Antrags durch die interessierten Kreise an die zuständigen Gremien der OKP und UV erfol-
gen. Die Kompetenz über Entscheide bezüglich des medizinischen Leistungskatalogs liegt abschlies-
send beim Eidgenössischen Departement des Innern (EDI). 

2 Bestehende Leistungen der OKP und UV bei Querschnittsläh­
mungen

2.1 Medizinische Grundlagen: Para- und Tetraplegie

Schädigungen des Rückenmarks können durch Verletzungen der Wirbelsäule durch Unfälle oder durch 
Krankheiten wie Tumore, Blutungen oder Infektionen entstehen. Einen Sonderfall als Ursache einer 
Querschnittslähmung stellt die Cerebralparese dar. Sie ist durch eine frühkindliche Hirnschädigung be-
dingt, geht oft mit weiteren körperlichen und geistigen Einschränkungen einher und gilt daher als Ge-
burtsgebrechen.

Als Folge solcher Schädigungen des Rückenmarks kommt es zu Ausfällen der Bewegung und Stabilität 
von Beinen, Rumpf und ggf. Armen. Das Ausmass der Ausfälle wird bestimmt von der Höhe der Rücken-
marksläsion. So kommt es bei einer Schädigung auf Höhe der Halswirbelsäule auch zu einer Lähmung 
der Arme (Tetraplegie). Sind die Arme nicht betroffen, spricht man von Paraplegie. Je nachdem, ob das 
Rückenmark ganz oder nur teilweise durchtrennt wurde, kommt es auch zu einem Ausfall der Sensorik 
und häufig zum Kontrollverlust über die Blasen-, Darm- und Sexualfunktionen. Langfristige medizinische 
Probleme beim Leben mit einer Querschnittslähmung sind u.a. Komplikationen wie Harnwegsinfekte, 
Druckstellen (Dekubitus), Kontrakturen der gelähmten Muskulatur oder Probleme mit der Blutdruckregu-
lation1.

2.2 Leistungen zum Erhalt körperlicher und psychischer Funktionen

Therapien zum Erhalt der körperlichen und psychischen Funktionen bei Personen mit Querschnittsläh-
mungen werden bereits von der OKP oder der UV übernommen. Die Behandlung einer Querschnittsläh-
mung lässt sich grob in drei Phasen einteilen:

• Akutversorgung
• Erstrehabilitation 
• Langzeitversorgung

1 Auswirkungen auf Komplikationen | Schweizer Paraplegiker-Gruppe

https://www.paraplegie.ch/de/service/wissen-bildung-und-forschung/wissen-ueber-querschnittlaehmung/auswirkungen/
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Die Akutversorgung umfasst beispielsweise Leistungen der notfallmedizinischen Versorgung am Unfall-
ort, den Transport auf eine Notfallstation, die notwendige Diagnostik wie Bildgebung, die operative Erst-
versorgung und den Aufenthalt auf einer Intensivstation. Zu den von der bereits durch die Kranken- und 
Unfallversicherung getragenen Leistungen gehören auch Medikamente z.B. zur Schmerzlinderung. Ist 
die Querschnittslähmung krankheitsbedingt z.B. durch einen das Rückenmark komprimierenden Tumor, 
werden die Kosten einer Bestrahlung sowie der weiteren Therapie des Tumors übernommen. 

Die post-akute Erstrehabilitation schliesst sich der Akutversorgung an und bezweckt, die maximale Funk-
tionsfähigkeit der Betroffenen zu erreichen, damit diese so unabhängig wie möglich leben können. Be-
reits heute sind Bewegung und Training Bestandteil dieser Phase mit dem Ziel Kraft, Ausdauer, Beweg-
lichkeit und Koordination zu verbessern und die Fertigkeiten im Rollstuhl zu optimieren. Beispielsweise 
werden im Paraplegikerzentrum Nottwil, der grössten Klinik für die Akutrehabilitation nach Querschnitts-
lähmung in der Schweiz, Gruppen- und Einzeltherapien in unterschiedlichen sportlichen Disziplinen an-
geboten2. Hier erfolgt die Sporttherapie auf ärztliche Anordnung durch nach dem Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) anerkannte Leistungserbringer wie Physio- oder Ergotherapeu-
tinnen und -therapeuten. Diese können ihre Leistungen zulasten der OKP oder UV abrechnen.  

Kommt es im Langzeitverlauf zu Komplikationen wie z.B. Harnwegsinfekten, sind Diagnostik und Thera-
pie von der Unfall- bzw. Krankenversicherung gedeckt. Physiotherapie bei Indikationen wie Spastiken 
oder Kontrakturen fallen bereits heute in den Geltungsbereich der OKP und UV. 

Psychische Folgen können nach einer Querschnittslähmung in jeder Behandlungsphase auftreten. Eine 
Querschnittlähmung ist ein chronischer, somatischer Risikofaktor, der eine Depression begünstigen 
kann. Die Prävalenz von Depression bei Querschnittsgelähmten wird mit 20-40 % angegeben3. Die ärzt-
liche sowie die psychologische Psychotherapie wie auch eine unterstützende medikamentöse Therapie 
werden bereits heute von der OKP und UV übernommen.

3 SPRALT: Beschreibung der Leistung und Zielgruppe

3.1 Beschreibung der Leistung

Die Therapiemethoden nach SPRALT zielen speziell auf Menschen mit Querschnittslähmungen unab-
hängig von deren Ursache ab. Sie umfassen Massnahmen, mit denen der Körper einschliesslich der 
gelähmten Gliedmassen mobilisiert wird. Dies soll die Neuroplastizität unterhalb des Niveaus der Quer-
schnittslähmung verbessern. Zudem besteht der Anspruch, durch die körperliche Bewegung auch das 
psychische Wohlbefinden zu steigern. Insgesamt soll so einem Mangel an körperlicher Bewegung und 
den daraus resultierenden negativen Folgen vorgebeugt werden. Langfristig sollen so Hospitalisationen 
verhindert sowie die Lebensqualität der Betroffenen verbessert werden. 

Die Therapiemethoden nach SPRALT sind mittlerweile eine eingetragene Trademark. Sie wurden am 
Swiss Recovery Center (SRC) in Villeneuve, Kanton Waadt, gemeinsam mit dem Institut für Sportwis-
senschaft der Universität Lausanne (UNIL) entwickelt4. Die Methode basiert auf Prinzipien der Bewe-
gungs- und Sportwissenschaften und wird von sportwissenschaftlich ausgebildeten Bewegungsthera-
peutinnen und -therapeuten mit entsprechender Weiterbildung (nachfolgend als «Sporttherapeutinnen 
und -therapeuten» bezeichnet) angewendet. Wie die Bezeichnung «suivi post-réhabilitation à long 
terme » bereits sagt, ist der SPRALT-Ansatz in der Langzeittherapie verortet. Zu dem Zeitpunkt, zu dem 
eine solche Therapie in Frage kommt, liegt eine irreversible Lähmung und meistens eine zumindest 
teilweise Invalidität vor.

2 Sporttherapie | Schweizer Paraplegiker-Zentrum
3 179-003l_S1_Depression-bei-Menschen-mit-Querschnittlaehmung_Besonderheiten-Diagnostik-Behandlung_2023-07.pdf
4 https://swissrecoverycenter.ch/

https://www.paraplegie.ch/spz/de/medizinisches-angebot/therapien/physiotherapie/sporttherapie/
https://register.awmf.org/assets/guidelines/179-003l_S1_Depression-bei-Menschen-mit-Querschnittlaehmung_Besonderheiten-Diagnostik-Behandlung_2023-07.pdf
https://swissrecoverycenter.ch/
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3.2 Daten zur Zielgruppe der Leistung in der Schweiz

Abschliessende Zahlen dazu, wie viele Menschen in der Schweiz mit Para- und Tetraplegie leben, gibt 
es nicht, da kein Register geführt wird. Basierend auf Daten zur Erstrehabilitation des Schweizer 
Paraplegiker-Zentrums sind 43 % aller Querschnittslähmungen auf einen Unfall und 57 % auf Krankheit 
zurückzuführen5. Gemäss einer Schätzung der Stiftung «MyHandicap» sind in der Schweiz pro Jahr 
zirka 300 Menschen neu von einer Querschnittlähmung betroffen. Der Grossteil davon (rund 80 %) sind 
Männer6. 

Gemäss einer Erhebung des Bundesamts für Statistik (BFS) aus dem Jahr 2009 leben in der Schweiz 
geschätzt 28 056 Personen, die nicht gehen können7. Die Umfrage gibt jedoch keine weiteren Informa-
tionen zur Ursache der Gehbehinderung an. 

Seit dem Jahr 2012 führt die Swiss Spinal Cord Injury Cohort Study (SwiSCI) eine ausführliche Bevöl-
kerungsumfrage unter Rückenmarksverletzten in der Schweiz durch. Es werden u.a. Daten zur gesund-
heitlichen Situation, Versorgung und Lebensqualität im Langzeitverlauf erhoben. Im Jahr 2017 wurden 
4 026 Personen mit einer Rückenmarksverletzung aus der Schweiz zu der Umfrage eingeladen, 1 530 
(38 %) nahmen daran teil. Die Umfrage wurde zeitgleich in 21 weiteren Ländern mit 12 500 Teilnehmen-
den durchgeführt. Die Resultate dieser Studie ergaben, dass die Gesundheitsversorgung für Menschen 
mit einer Rückenmarksverletzung in der Schweiz im internationalen Vergleich qualitativ hochstehend ist. 
86 % der Befragten in der Schweiz gaben an, mit der allgemeinen Gesundheitsversorgung in ihrer Re-
gion zufrieden oder sehr zufrieden zu sein. 93 % verfügen über die Hilfsmittel, die sie benötigen. Lediglich 
3 % berichten über eine unzureichende Versorgung und daraus resultierende Probleme für ihre Gesund-
heit8.

4 Zugelassene Leistungserbringer der Methode SPRALT  

Sporttherapeutinnen und -therapeuten, welche die SPRALT-Methode anwenden, sind keine Leistungs-
erbringer im Sinne des KVG und des Bundesgesetzes über die Unfallversicherung (UVG; SR 832.20). 
In der OKP und der UV werden einzig die Kosten der Leistungen von zugelassenen Leistungserbringern 
vergütet. Die Leistungserbringer des UVG sind in Artikel 53 UVG i.V.m. Artikel 68 ff. der Verordnung 
über die Unfallversicherung (UVV; SR 832.202) definiert. Sie richten sich nach denen des KVG, nament-
lich nach den in den Artikeln 44 und 47-54 der Verordnung über die Krankenversicherung (KVV; SR 
832.102) aufgeführten Berufsgruppen. In Artikel 69 Satz 2 UVV wurde zudem dem EDI die Kompetenz 
verliehen, weitere medizinische Hilfspersonen zu bezeichnen, die innerhalb der kantonalen Bewilligung 
für die Unfallversicherung tätig sein können.  

Eine Vergütungspflicht für eine Leistung kann bestehen oder neu definiert werden, ohne dass eine neue 
Kategorie von Leistungserbringern eingeführt wird. Stets kann aber eine Leistung nur dann vergütungs-
pflichtig sein, wenn sie durch einen nach KVG anerkannten Leistungserbringer erbracht wird. Möchten 
Sporttherapeutinnen und -therapeuten die Leistung «SPRALT» über die OKP abrechnen, müssten sie 
auch als neuer Leistungserbringer anerkannt werden.

5 Häufig gestellte Fragen | Schweizer Paraplegiker-Gruppe
6 Querschnittlähmung – das Leben danach I EnableMe
7 BFS (2009) Behinderung hat viele Gesichter
8 SwiSCI-Newsletter-2020-01-DE-SwiSCI-und-InSCI-Nationale-und-internationale-Studienresultate.pdf

https://www.paraplegie.ch/de/wissen-forschung/wissen/anfragen-von-jugendlichen-und-studierenden/haeufig-gestellte-fragen/
https://www.enableme.ch/de/artikel/querschnittlahmung-paraplegie-das-leben-danach-710
https://www.bfs.admin.ch/asset/de/347248
https://www.swisci.ch/images/_ueber-swisci_2/newsletter/pdf/de/SwiSCI-Newsletter-2020-01-DE-SwiSCI-und-InSCI-Nationale-und-internationale-Studienresultate.pdf
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4.1 Anerkennung eines neuen Leistungserbringers in der OKP und UV

4.1.1 Rechtliche Aspekte

Artikel 35 Absatz 2 KVG zählt jene Arten von Leistungserbringern auf, die zulasten der OKP tätig sein 
können. Die Zulassungsvoraussetzungen, welche die Leistungserbringer nach Artikel 35 Absatz 2 Buch-
stabe a-g, m und n KVG erfüllen müssen, werden gemäss Artikel 36a KVG durch den Bundesrat festge-
legt. Die Zulassungsvoraussetzungen müssen gewährleisten können, dass qualitativ hochstehende und 
zweckmässige Leistungen erbracht werden. Zudem umfassen sie je nach Art der Leistungserbringer die 
Ausbildung, die Weiterbildung sowie die Anforderungen, welche für die Qualität der Leistungserbringung 
notwendig sind. 

Nach Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe e KVG gehören Personen, die auf Anordnung oder im Auftrag eines 
Arztes oder einer Ärztin Leistungen erbringen, und Organisationen, die solche Personen beschäftigen, 
zu jenen Arten von Leistungserbringer, die zulasten der OKP tätig sein können. Die Berufsgruppen, die 
auf ärztliche Anordnung hin zulasten der OKP tätig sein können und ihre Zulassungsvoraussetzungen 
sind in Artikel 47 ff. KVV abschliessend geregelt. Zudem dürfen sie nur zulasten der OKP tätig sein, 
wenn sie zusätzlich über eine kantonale Zulassung nach Artikel 36 KVG verfügen. Die Erteilung der 
Zulassung zur Tätigkeit zulasten der OKP liegt in der Zuständigkeit der Kantone.

Damit eine neue Berufsgruppe als Leistungserbringer auf ärztliche Anordnung zulasten der OKP tätig 
sein kann, ist eine KVV-Änderung notwendig, deren Änderungskompetenz beim Bundesrat liegt. Dabei 
kommt das übliche Rechtssetzungsverfahren im Rahmen einer Verordnungsänderung zur Anwendung, 
wozu die Durchführung einer Vernehmlassung und der Entscheid des Bundesrates gehören.

4.1.2 Verwaltungspraxis

Im Jahr 1995 legte die damals zuständige Kommission für allgemeine Leistungen der OKP (ELK) fol-
gende Kriterien für die Prüfung von Anträgen auf Anerkennung von auf ärztliche Anordnung tätige Leis-
tungserbringer nach Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe e KVG fest: Als Eintretenskriterien auf den Antrag 
wurde ein gefestigtes Berufsbild, d.h. eine mehrjährige, mindestens dreijährige Ausbildung, einen durch 
Kantone oder Bund anerkannten Bildungsgang und eine gesicherte Weiter- und Fortbildung gefordert 
und ausserdem ein Konzept zur fortlaufenden Qualitätssicherung verlangt. Als wichtigstes Kriterium 
wurde jedoch die Notwendigkeit der Anerkennung eines Berufs für die Krankenversicherung angesehen. 

Zu fragen ist daher, ob ein bestimmter Leistungsbereich im Rahmen der Krankenversicherung vergütet 
werden soll (Nachweis eines Mehrwerts für die Versorgung der Versicherten / Schliessung einer Versor-
gungslücke) und ob dieser Leistungsbereich von einem anderen, bereits anerkannten Leistungserbrin-
ger – allenfalls gestützt auf eine Zusatzausbildung – nicht in genügendem Masse abgedeckt wird. In 
Bezug auf die Zulassung zur Tätigkeit zulasten der OKP muss ebenfalls der Nachweis erbracht werden, 
dass in der Aus- bzw. Weiterbildung Kenntnisse zu den relevanten Krankheitsbildern vermittelt werden. 

Erst wenn die Notwendigkeit einer Anerkennung vorerst summarisch bejaht wird, ist eine vertiefte Prü-
fung und Behandlung eines Gesuches angezeigt. Dabei wird die heutige Eidgenössische Kommission 
für allgemeine Leistungen und Grundsatzfragen (ELGK) zu einer Stellungnahme eingeladen. Sofern die 
ELGK das Gesuch positiv beurteilt, wird, wie in Kapitel 4.1.1 dargelegt, das übliche Rechtsetzungsver-
fahren für eine KVV-Änderung eingeleitet. Es wird folglich eine Limitierung der Anzahl Berufe angestrebt. 
Diese Kriterien sind immer noch anwendbar und stellen die aktuelle Verwaltungspraxis dar. 

Im Falle von Sporttherapeuten und -therapeutinnen ist bei einem allfälligen Antrag auf Anerkennung als 
KVG-Leistungserbringer folglich unter anderem darzulegen, inwieweit die Anerkennung von Sportthera-
peuten und -therapeutinnen zu einem Mehrwert im Vergleich zu bereits bestehenden Leistungserbrin-
gern, z.B. von Physiotherapeuten und -therapeutinnen, Ergotherapeuten und -therapeutinnen sowie 
Pflegefachpersonen führt. Inwieweit sich die unter 3.1 beschriebenen Therapiemethoden von den von 
Physiotherapeutinnen und -therapeuten erbrachten Leistungen unterscheiden, ist aufgrund der vorlie-
genden Unterlagen nicht eindeutig. Dies müsste in einem Antrag dargelegt werden.



Einordnung und Finanzierungsvoraussetzungen von bewegungstherapeutischen Massnahmen nach SPRALT im Rahmen der 

Sozialversicherungen

8/12

4.2 Aktueller Stand der Arbeiten

In der Schweiz bestehen seit ca. 2014 seitens der Fachkreise Bestrebungen, Sporttherapeuten und -
therapeutinnen als Leistungserbringer im Gesundheitswesen anerkennen zu lassen. Es kam zu mehre-
ren Treffen von Vertretern der Sportwissenschaften und dem BAG, bei denen die Voraussetzungen für 
die Anerkennung eines neuen Leistungserbringers und das Antragsverfahren erläutert wurden. 

Im Jahr 2015 vereinbarten der Schweizerische Verband für Gesundheitssport und Sporttherapie (SVGS) 
und die Association Suisse des Professionnels en Activités Physiques Adaptées (ASP-APA) eine be-
rufspolitische Kooperation, um beim Staatssekretariat für Berufsbildung, Forschung und Innovation 
(SBFI) die Anerkennung der Berufstitel «Sport- und Bewegungstherapeut» und «Maîtres en APA» zu 
beantragen. Vonseiten der interessierten Kreise wurde festgehalten, dass Sporttherapeuten und -thera-
peutinnen Absolvierende mit universitären Hochschulabschlüssen9 sein sollen und zusätzlich eine be-
wegungs- und sporttherapeutische Zusatzqualifikation nachweisen sollen. Sie streben an, als Personen, 
die auf Anordnung eines Arztes oder einer Ärztin zulasten der OKP oder UV tätig sein können, anerkannt 
zu werden. Diesbezüglich sind die Arbeiten seitens der Berufsverbände im Gange. 

Das BAG hat an einem Treffen mit den Fachpersonen der Langzeitnachbetreuung («suivi post-réhabili-
tation à long terme», SPRALT) zuletzt am 20. November 2019 die Sachlage und die für die Anerkennung 
als KVG-Leistungserbringer notwendigen Prozesse erörtert.

Die SVGS bietet derzeit ein Zertifikat mit dem geschützten Titel «Sport- und Bewegungstherapeut:in» 
an. Dieses wurde mit dem Certificate of Advanced Studies (CAS) Sport- und Bewegungstherapie der 
Universität Bern abgestimmt. Seit dem 1. Januar 2024 kann ein Teil der Leistungen, der von einem 
Sporttherapeuten oder einer Sporttherapeutin mit diesem Zertifikat erbracht wird, über bestimmte Zu-
satzversicherungen abgerechnet werden10.

4.3 Weitere Abschlüsse im Bereich Bewegung und Gesundheit 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass die Abschlüsse Sporttherapeutin und Sporttherapeut nicht 
die einzigen Berufe im Bereich Bewegung und Gesundheit darstellen. Vielmehr sind aktuell eine Vielzahl 
von Berufsprofilen auf Stufe der beruflichen Grundbildung, der höheren Berufsbildung und auf Hoch-
schulstufe mit unterschiedlichen Ausbildungsgängen und Qualifikationsniveaus vorhanden (die Aufzäh-
lung ist nicht abschliessend):

• Fachfrau / Fachmann Bewegungs- und Gesundheitsförderung mit eidgenössischem Fähigkeits-
zeugnis (EFZ)

• Diplomierte Bewegungspädagogin / diplomierter Bewegungspädagoge Höhere Fachschule (HF)
• Spezialistin / Spezialist Bewegungs- und Gesundheitsförderung mit eidgenössischem Fachaus-

weis (Fachrichtung Fitness- und Gesundheitstraining oder Fachrichtung Körper- und Bewe-
gungsschulung)

• Expertin / Experte Bewegungs- und Gesundheitsförderung mit eidgenössischem Diplom (Fach-
richtung Medizinische Fitness und Gesundheitscoaching im Netzwerk oder Fachrichtung Füh-
rung von Fitness- und Bewegungsunternehmen)

• Bachelor of Science Sport, Bewegung und -Gesundheit - Prävention und Gesundheitsförderung
• Physiotherapeutin / Physiotherapeut (Bachelor of Science (BSc) oder Master of Science (MSc) 

in Physiotherapie)

Einzig die Physiotherapeutinnen und -therapeuten und deren Organisationen sind aktuell als Leistungs-
erbringer im KVG anerkannt. 

9 «Master of Science MSc oder Bachelor of Science BSc in Sport- und Bewegung» bzw. «Maîtrise universitaire ès Sciences MSc 
en sciences du mouvement et du sport, orientation activités physiques adaptées et santé APAS»
10 SVGS-ZERTIFIKAT UND ÄQUIVALENZVERFAHREN | SVGS Geschäftsstelle

https://svgs.ch/svgs-zertifikat_abrechenbarkeit_und_quivalenzverfahren
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5 Einordnung der Leistung SPRALT in die Sozialversicherungen

5.1 Obligatorische Krankenpflegeversicherung und WZW-Kriterien

Grundsätzlich übernimmt die OKP die Kosten für «Leistungen, die der Diagnose oder Behandlung einer 
Krankheit und ihrer Folgen dienen» (Art. 25 Abs. 1 KVG). Die OKP übernimmt auch Leistungen bei 
Unfall, soweit dafür keine Unfallversicherung aufkommt (Art. 1a Abs. 2 Bst. b KVG). Für alle Leistungen 
gilt der Grundsatz, dass diese die Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit 
erfüllen müssen (Art. 32 KVG). Die Wirksamkeit muss nach wissenschaftlichen Methoden nachgewiesen 
sein (Art. 32 Abs. 2 KVG). Die Abschätzung der Wirksamkeit einer medizinischen Technologie umfasst 
die folgenden drei Teilbereiche: 

• Efficacy (Wirksamkeit unter Studienbedingungen),
• Effectiveness (Wirksamkeit unter Alltagsbedingungen in der Routineversorgung) und 
• Sicherheit (Safety). 

Das erwartbare Evidenzniveau bezieht sich primär auf das bestmögliche Studiendesign unter Berück-
sichtigung der Art, der Häufigkeit, dem Setting oder des Bedarfs («unmet medical need») respektive der 
Relevanz einer neuen Leistung oder Technologie11. Unter der Zweckmässigkeit wird die Gesamtheit der 
Wirkungen inklusive sozialer und ethischer Aspekte verglichen mit Behandlungsalternativen und dem 
Verzicht auf jegliche Massnahmen beurteilt. Die Wirtschaftlichkeit ergibt sich aus der gleichzeitigen Be-
wertung von Nutzen und Kosten. 

Interessierte Personen und Organisationen können jederzeit einen Antrag auf Kostenübernahme für eine 
neue medizinische Leistung durch die OKP einreichen. Für die Beurteilung von Vorteilen und Kostenfol-
gen von Leistungen im Hinblick auf eine Kostenübernahme ist nicht der Bundesrat, sondern die bera-
tende ausserparlamentarische Kommission zuständig. Anhand des Antrags wird die ELGK die Leistung 
auf die Erfüllung der WZW-Kriterien prüfen und eine Empfehlung bezüglich Leistungspflicht an das EDI 
abgeben. Der definitive Entscheid in Bezug auf die Kostenübernahme wird vom EDI getroffen. Die für 
die Beurteilung notwendige Antragsdokumentation ist von den Antragstellenden zu erstellen. Das BAG 
führt das Sekretariat der ELGK und begleitet den Entscheidungsprozess in fachlicher Hinsicht. Das Se-
kretariat ist primärer Ansprechpartner der (potenziellen) Antragstellenden während des ganzen Verfah-
rens und stellt ihnen die nötigen Antragsunterlagen zur Verfügung.

Zur Einhaltung der WZW-Kriterien können vom EDI weitere regulierende Massnahmen getroffen wer-
den. Dazu gehören beispielsweise Mengenbeschränkungen, Anforderungen an die Leistungserbringer 
oder die vorgängige Pflicht zur Einholung einer Kostengutsprache beim Versicherer. 

Die Behandlungsmethoden nach SPRALT sind Massnahmen der Behandlung der Folgen einer Krank-
heit, in diesem Fall nach einer Querschnittslähmung. In diesem Sinne würden sie unter Artikel 25 KVG 
als Leistungen zur Behandlung einer Krankheit und ihrer Folgen eingeordnet werden. 

Zum Nachweis der Wirksamkeit haben die interessierten Kreise der SPRALT im November 2024 eine 
kontrollierte Studie lanciert12. Das Studiendesign basiert auf einem biopsychosozialen Modell und unter-
sucht die Wirksamkeit des SPRALT-Programms, indem 25 Schweizer Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
mit chronischer Rückenmarksverletzung für eine 6-monatige Intervention (4 Std./Woche) mit Bewertun-
gen zu drei Zeitpunkten rekrutiert wurden. Zum Vergleich werden vorhandene Daten von 50 Teilneh-
menden der SwiSCI-Kohorte, die zu zwei Zeitpunkten ihrer medizinischen Nachsorge aufgezeichnet 
wurden, als Kontrolldatensatz dienen. Zu den primären Endpunkten gehören Veränderungen der funk-
tionellen Kapazität, der Oberarmkraft und der biomedizinischen (z.B. Spastik) und psychosozialen Ge-
sundheit (z.B. Wohlbefinden). Sekundäre Endpunkte umfassen die Anzahl verordneter Arzneimittel, das 

11 Operationalisierung der WZW-Kriterien vom 31.03.2022, gültig ab 01.09.2022.pdf
12 SwiSCI-Project N°: 2020-N-006

https://backend.bag.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-bagadminch-files/files/2025/03/18/bee8f047-ae65-4342-88db-a1cbce93930a.pdf
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Bewegungsniveau und die soziale Teilhabe. Die Studie läuft voraussichtlich bis März 2026, kann aber 
verlängert werden, wenn zusätzliche Datenerhebungen erforderlich sind.

5.2 Unfallversicherung

Die WZW-Kriterien gelten sinngemäss auch im UVG. Versicherte Personen haben Anspruch auf die 
wirksame, zweckmässige (Art. 10 Abs. 1 UVG) und wirtschaftliche (Art. 54 UVG) Behandlung der Un-
fallfolgen, nämlich auf die ambulante Behandlung durch den Arzt oder die Ärztin, den Zahnarzt oder die 
Zahnärztin oder auf deren Anordnung durch eine medizinische Hilfsperson sowie durch den Chiropraktor 
oder die Chiropraktorin (Art. 69 UVV), die ambulante Behandlung in einem Spital (Art. 10 Abs. 1 Bst. a 
UVG) und auch die Behandlung, Verpflegung und Unterkunft in der allgemeinen Abteilung eines Spitals 
(Art. 10 Abs. 1 Bst. c UVG). Der Unfallversicherer übernimmt im ambulanten und stationären Bereich die 
Kosten der Heilbehandlung voll, ohne Kostenbeteiligung der versicherten Person.

Die Versicherer haben zur Vorbereitung der Tarifverträge und zu deren Abschluss sowie zur gemeinsa-
men Regelung weiterer Fragen, die sich im Zusammenhang mit der Festlegung der Medizinaltarife für 
die Träger der obligatorischen Unfallversicherung ergeben, die Medizinaltarif-Kommission (MTK) ge-
gründet. Die MTK verwendet ein Evaluationsverfahren, das Grading of Recommendations, Assessment, 
Development and Evaluations (GRADE). Dieses kommt bei neuen Massnahmen mit vielversprechen-
dem diagnostischem und therapeutischem Potenzial, aber noch unzureichendem Beleg für WZW, zur 
Anwendung. Bei der Evaluation künftiger Methoden stehen folgende Themenkomplexe im Vordergrund:

• Schweregrad / Dringlichkeit des Gesundheitsproblems
• Aktuelle Behandlungsmöglichkeiten
• Abwägung von möglichem Nutzen und unerwünschten Wirkungen der zu prüfenden Massnah-

men im Vergleich zur Standardbehandlung
• Einschätzungen der Kosten und ggf. Kosten-Nutzen-Analyse
• Einschätzung der Akzeptanz der Massnahmen bei den Interessengruppen
• Einschätzung zur Implementierung der Massnahmen in der Versorgung

Abschliessend geht es darum, über zwölf strukturierte Fragestellungen zu eruieren, ob die vorliegenden 
Informationen vertrauenswürdig sind und eine Basis bilden, um eine Entscheidung (ja oder nein) zu einer 
bestimmten Technologie oder Behandlung fällen zu können.

Als Behandlungsmethoden nach SPRALT gelten Massnahmen zur Behandlung der Folgen und der Ver-
meidung von Folgeschädigungen / Komplikationen einer unfallbedingten, UVG-versicherten Quer-
schnittslähmung. Ob eine Leistungsübernahme seitens der UV besteht, richtet sich nach dem oben be-
schriebenen Evaluationsverfahren.  Gegenwärtig wird die Methode SPRALT nicht von der UV übernom-
men. Ein Antrag auf Anpassung des Leistungskatalogs müsste über den zuständigen Berufsverband an 
die entsprechende Tarifkommission gestellt werden. Dies ist nur für anerkannte Leistungserbringer mög-
lich, mit denen die MTK einen Tarif unterzeichnet hat. Die neue Tarifstruktur wäre von den Tarifpartnern 
zu genehmigen.

5.3 Invalidenversicherung

Für die berufliche Wiedereingliederung ist die Invalidenversicherung (IV) zuständig. Sie umfasst neben 
Aus- und Weiterbildung, Berufsberatung, Umschulung und Arbeitsvermittlung auch die Bereitstellung 
von Hilfsmitteln, die die Selbstständigkeit am Arbeitsplatz oder im Privaten unterstützen. Ziel der Mass-
nahmen ist immer, die Erwerbsfähigkeit oder die Fähigkeit, sich im Aufgabenbereich zu betätigen, wie-

https://www.enableme.ch/de/themen/hilfsmittel-fur-menschen-mit-behinderung-3309
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derherzustellen, zu erhalten oder zu verbessern. Wenn das nicht möglich ist, kann eine IV-Rente aus-
bezahlt werden. Zusätzlich zur IV-Rente kann die Invalidenversicherung auch Hilflosenentschädigung 
sowie Assistenzbeiträge leisten und Ergänzungsleistungen sprechen13.

Grundsätzlich übernimmt die IV keine medizinischen Massnahmen bei Krankheit und Unfall. Eine Aus-
nahme sind Geburtsgebrechen, wie in diesem Fall z.B. eine Cerebralparese, welche von Geburt an mit 
einer Paraplegie und häufig auch anderen neurologischen und kognitiven Ausfällen einhergehen kann. 
Die IV übernimmt alle zur Behandlung eines Geburtsgebrechens notwendigen medizinischen Massnah-
men (Art. 13 des Bundesgesetzes über die Invalidenversicherung [IVG; SR 831.20]), und zwar ohne 
Rücksicht auf die künftige Erwerbsfähigkeit. Die als Geburtsgebrechen anerkannten Leiden, für die ein 
Anspruch auf medizinische Massnahmen besteht, sind in der Verordnung des EDI über Geburtsgebre-
chen (GgV-EDI; SR 831.232.211) abschliessend aufgeführt. Der Anspruch auf medizinische Massnah-
men zur Behandlung von Geburtsgebrechen erlischt am Ende des Monats nach dem 20. Geburtstag der 
versicherten Person. Bei über 20-jährigen Versicherten werden die Behandlungskosten von der Kran-
ken- bzw. Unfallversicherung übernommen14. 

Die IV übernimmt bei versicherten Personen auch die Kosten für medizinische Massnahmen, die nicht 
auf die Behandlung des Leidens an sich, sondern unmittelbar auf die Eingliederung in die obligatorische 
Schule, in die berufliche Erstausbildung, ins Erwerbsleben oder in den Aufgabenbereich gerichtet sind 
(Art. 12 IVG). Die medizinischen Massnahmen nach IVG sind in Artikel 14 Abs. 1 IVG aufgeführt und 
orientieren sich sinngemäss an den Artikeln 25 und 25a KVG. Sie müssen wirksam, zweckmässig und 
wirtschaftlich sein (Art. 14 Abs. 2 IVG). Zudem koordiniert sich die IV eng mit anderen Sozialversiche-
rungen und nimmt an den Sitzungen der MTK teil. Die Beschlüsse der MTK dienen der IV als Entschei-
dungsgrundlage und werden aufgrund des Ziels einer Harmonisierung zwischen den Sozialversicherun-
gen nach Möglichkeit auch umgesetzt. Sie haben aber keinen bindenden Charakter.

In der OKP werden Leistungserbringer zugelassen, die die Anforderungen der Verordnung über die 
Krankenversicherung (KVV) erfüllen. Bei der IV werden Leistungserbringer durch den Abschluss einer 
Tarifvereinbarung zwischen dem Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) und (in der Regel) dem 
jeweiligen Berufsverband gemäss Artikel 27 IVG anerkannt. In diesen Tarifvereinbarungen werden die 
Zulassungsmodalitäten, die Preise und das Verfahren (Rechnungsstellung, Kommissionen, Streitigkei-
ten, Tarifanpassungen etc.) geregelt. Die Vergütung von stationären Leistungen erfolgt wie in der OKP 
auf Basis eines individuellen Tarifvertrages mit dem jeweiligen Spital oder einer Spitalgruppe.

6 Zusammenfassung und Ausblick

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Bewegungstherapie in der Behandlung von Menschen 
mit Querschnittslähmung einen hohen Stellenwert hat. Entsprechend werden Therapien zum Erhalt der 
körperlichen und psychischen Funktionen bei Personen mit Querschnittslähmungen bereits heute von 
der OKP oder der UV übernommen. Zudem fördert die IV nach dem Auftreten einer Querschnittslähmung 
bereits während der medizinisch-therapeutischen Erstrehabilitation die wichtige berufliche Wiederein-
gliederung. Die Sozialversicherungen der Schweiz leisten dadurch einen wichtigen Beitrag zur Versor-
gung querschnittsgelähmter Personen in der Schweiz. So bewerten die meisten betroffenen Personen 
die Versorgungssituation in der Schweiz als gut bis sehr gut.

In dem vorliegenden Bericht werden die Voraussetzungen für eine Anerkennung von Sporttherapeuten 
und -therapeutinnen als Leistungserbringer gemäss KVG und UVG dargelegt. Ebenfalls werden die wei-
teren Schritte erläutert, welche nötig sind, damit einzelne Leistungen von einem potenziellen neuen Leis-
tungserbringer zulasten der OKP / UV abgerechnet werden können. Insgesamt lässt sich festhalten, 
dass eine Leistung nur dann vergütungspflichtig sein kann, wenn sie durch einen KVG-anerkannten 

13 Die IV einfach erklärt I EnableMe
14 Leistungen

https://www.enableme.ch/de/themen/invalidenversicherung-iv-264
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/sozialversicherungen/iv/grundlagen-gesetze/leistungen-iv.html
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Leistungserbringer erbracht wird. Das wichtigste Kriterium zur Anerkennung einer neuen Berufsgruppe 
im KVG ist die Notwendigkeit und der Nachweis eines Mehrwerts für die Versorgung der Versicherten.

Der Bundesrat hält fest, dass die bereits etablierten Prozesse und gesetzlichen Vorgaben zur Anerken-
nung neuer Leistungserbringer im KVG und UVG eingehalten werden müssen, um die Rechtssicherheit 
und letztlich die Integrität der Sozialversicherungen in der Schweiz zu gewährleisten. Dies gilt ebenso 
für die Aufnahme neuer Leistungen in den Leistungskatalog der OKP, der UV und der IV. Insbesondere 
muss für die Anerkennung eines neuen Leistungserbringers ein Mehrwert gegenüber den bereits beste-
henden Leistungserbringern aufgezeigt werden. Die Wirksamkeit neuer Leistungen ist mit wissenschaft-
lichen Methoden darzulegen.


